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Abkiirzungsverzeichnis

SGK-SR Kommission flr soziale Sicherheit und Gesundheit des Standerates

SGK-NR Kommission flr soziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrates

EU Européische Union

EDI Eidgendssisches Departement des Inneren

WHO World Health Organization

SKOS Schweizerische Konferenz fur Sozialhilfe

BIP Bruttoinlandsprodukt

KVG Bundesgesetz Uber die Krankenversicherungen

OKP Obligatorische Krankenpflegeversicherung

DRG Diagnosis Related Groups

MiGelL Mittel- und Gegensténdeliste der OKP

WBK-NR Kommission fur Wissenschaft, Bildung und Kultur des Nationalrats

EPD Elektronisches Patientendossier

Fedpol Bundesamt fur Polizei

CSSS-CE (Eltorpmission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil des

ats

CSSS-CN Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil
national

UE Union européenne

DFI Département fédéral de l'intérieur

OMS Organisation mondiale de la Santé

CSIAS Conférence suisse des institutions d'action sociale

PIB Produit intérieur brut

LAMal Loi fédérale sur I'assurance-maladie

AOS Assurance obligatoire des soins

DRG Diagnosis Related Groups

LiMA Liste des moyens et appareils de AOS

CSEC-CN Commission de la science, de I'éducation et de la culture du Conseil
national

DEP Dossier électronique du patient

Fedpol Office fédéral de la police
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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
Jahresriickblick 2019: Gesundheit, Sozialhilfe und Sport

2019 befasste sich das Parlament mit zahlreichen Geschéften zu Schweizer
Gesundheitspolitik, Sport und Sozialhilfe. Besonders relevant waren bezlglich
gesundheitspolitischer Themen die Diskussionen um das elektronische
Patientendossier (EPD). Dieses soll 2020 in allen Regionen der Schweiz verfligbar sein,
weshalb 2019 dazu einige Vorstdsse behandelt wurden. So wurde ein Postulat Wehrli
(fdp, VD; Po. 18.4328), welches Auskunft Uber die bereits ergriffenen und die noch zu
ergreifenden Massnahmen verlangte, um die Umsetzung des EPD und dessen Nutzung
zu férdern, vom Nationalrat angenommen. Ebenfalls Ja sagte die grosse Kammer zu
einer Motion der SGK-NR (Mo. 19.3955). Diese hatte den Anschluss séamtlicher am
Behandlungsprozess beteiligter Gesundheitsfachpersonen an das EPD zum Ziel und
wird nun in einem nachsten Schritt im Stockli behandelt. Mit dem im Juni 2019
verabschiedeten  Bundesratsgeschaft  zur  «Starkung von  Qualitdt und
Wirtschaftlichkeit im KVG» (BRG 15.083) sollen zudem die Qualitdt der erbrachten
Leistungen im Gesundheitsbereich verbessert, die Patientensicherheit nachhaltig
erhoht und die Steigerung der Kosten in der OKP abgeschwéacht werden.

In Sachen Spitéler standen 2019 die Kosten im Gesundheitswesen im Mittelpunkt. Unter
anderem intendierte Verena Herzog (svp, TG) mittels Motion, gemeinwirtschaftliche
Leistungen dem o6ffentlichen Beschaffungsrecht zu unterstellen (Mo. 16.3842). Denn
durch eine Ausschreibungspflicht fur gemeinwirtschaftliche Leistungen und der damit
verbundenen Transparenz kédnne man nicht nur Kosten reduzieren, sondern auch an
Effizienz gewinnen, erklérte die Motionarin. 2018 hatte der Nationalrat dieser Vorlage
zugestimmt, der Standerat gab ihr in der Herbstsession 2019 allerdings einen Korb. Mit
einem Selbstkostenanteil, der beim Aufsuchen der Spitalnotfallstation (und beim
ambulanten Praxisbesuch) entrichtet werden soll, wollten sowohl Thomas Weibel (glp,
ZH; Pa.lv. 17.480) als auch Thomas Burgherr (svp, AG; Pa.lv. 17.452) der
Kostenentwicklung entgegenwirken, die Eigenverantwortung der Patientenschaft
starken und den Spitalnotfall entlasten. Die grosse Kammer gab in der Wintersession
2019 der parlamentarischen Initiative Weibel, nicht aber der Initiative Burgherr Folge.
Des Weiteren nahm das Stockli als Zweitrat eine Motion der SGK-NR bezuglich
Referenztarifen fiir ausserkantonale Behandlungen an (Mo. 18.3388). Damit wollte die
Kommission sicherstellen, dass die Kantone fur Behandlungen ihrer Einwohnerinnen
und Einwohner ausserhalb des Wohnkantons nicht weniger bezahlen wirden als
innerhalb. Bezliglich Arzteschaft reichte Bea Heim (sp, SO; Mo. 18.3107) eine Motion zur
Offenlegung der Honorare von Arztinnen und Arzten in einer leitenden Position ein.
Transparenz sei notwendig, um falsche Anreize, unnétige Eingriffe und hohe Kosten flr
die OKP zu verhindern, so Heim. Die Motion wurde im Marz 2019 von der grossen
Kammer gutgeheissen und an die kleine Kammer Uberwiesen.

Rund um das Pflegepersonal waren die Pflegeinitiative und der indirekte
Gegenvorschlag ein wichtiges Thema. Gefordert wurden unter anderem die
Sicherstellung  von  genlgend  diplomierten  Pflegefachleuten und  eine
Kompetenzerweiterung im Bereich der direkten Abrechnung von Pflegeleistungen zu
Lasten der OKP. In der Wintersession empfahl der Nationalrat in Ubereinstimmung mit
dem Bundesrat die Ablehnung der Initiative und gab dem von der SGK-NR
ausgearbeiteten indirekten Gegenvorschlag mit einigen kleinen Anderungen Folge.
Anders als seine Kommission wollte er beispielsweise nicht, dass eine Vereinbarung
zwischen Pflegefachpersonen und Krankenkasse fur die Abrechnung der Pflegenden
Uber die OKP generell notig ist.

Im Frihling 2019 verabschiedete das Parlament eine Anderung des Heilmittelgesetzes
(BRG 18.081), die aufgrund zweier neuen EU-Verordnungen zur Erhéhung von Sicherheit
und Qualitdt von Medizinprodukten notig geworden war, damit die Schweizer
Patientenschaft weiterhin von allen europaischen Produkten profitieren kann und die
Hersteller keinen Wettbewerbsnachteil erfahren. Qualitat und Behandlungssicherheit
waren ebenfalls Gegenstand eines Postulates Stahl (svp, ZH; Po. 19.3382), das den
Bundesrat dazu aufforderte, die Bedingungen zur Ermdglichung eines Versandhandels
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nichtverschreibungspflichtiger Arzneimittel zu Uberprifen. Weiter stimmte der
Nationalrat in der Sommersession einer Motion Humbel (cvp, AG; Mo. 19.3005) zur
Kostenvermeidung bei der Umteilung von den Medikamenten der Kategorie C in die
Kategorie B zu und Uberwies sie an den Sténderat. Antibiotika und ihre Resistenz
wurden 2019 mittels zweier Vorstdsse thematisiert. Zum einen sprach sich der
Nationalrat als Erstrat fur eine Motion Graf (gp, BL; Mo. 19.3861) aus, die den Bundesrat
damit beauftragte, seine One-Health-Strategie mit der Erforschung von
Antibiotikaresistenzen zu erganzen, um so eine Vorgehensweise zur Bekdmpfung ihrer
Ursachen ausarbeiten zu kénnen. Zum anderen reichte Claude Béglé (cvp, VD, Po.
19.3860) ein Postulat zur «Foérderung der Erforschung und der Entwicklung neuer
antimikrobieller Mittel» ein, welches allerdings im Rat nicht auf Anklang stiess. Im
Herbst 2019 beschaftigte sich das Stockli mit einer Motion Miller (fdp, LU; Mo. 19.3743),
mit der die Eliminierung von Hepatitis in ein nationales Programm zu sexuell und durch
Blut Ubertragbaren Infektionskrankheiten integriert werden soll.

Auch Uber Tabakwaren wurde 2019 angeregt diskutiert. So befasste sich der Standerat
erneut mit dem Bundesgesetz liber Tabakprodukte, nachdem 2016 ein erster Entwurf
an den Bundesrat zurlckgewiesen worden war. Das Gesetz soll in erster Linie dazu
dienen, Teenager, aber auch die Gesamtbevodlkerung vor den negativen Auswirkungen
des Tabakkonsums zu schutzen. In den Medien war hingegen insbesondere das Thema
«E-Zigaretten» zentral. Dieses fand auch seinen Weg ins Parlament; im Stéanderat wurde
Uber eine tiefere Besteuerung von elektronischen Zigaretten diskutiert (Mo. 19.3958 der
SGK-SR).  Vor dem Hintergrund der 2017 eingereichten Motionsserie zu
wissenschaftlichen Pilotversuchen mit Cannabis trat der Nationalrat im Dezember
2019 auf die vom Bundesrat vorgeschlagene Anderung des Betdubungsmittelgesetzes
ein (BRG 19.021). Neben E-Zigaretten berichteten die Medien auch ausflhrlich tUber die
umstrittene Auswahl des Tabakkonzerns Philip Morris als Hauptsponsor des Schweizer
Pavillons an der Weltausstellung 2020 in Dubai. Nachdem der Schweiz fir diesen
Entscheid viel Unverstéandnis entgegengebracht worden war und sich gar die WHO zu
Wort gemeldet hatte, erklarte Aussenminister Ignazio Cassis Ende Juli, dass man die
Partnerschaft nicht weiterfihren werde.

Trotz grosser Aufmerksamkeit in den Medien - dieses Thema ist mitverantwotlich fur
den Peak des Gesundheitsthemas im Juli 2019 - kaum Eingang ins Parlament fand
dieses Jahr die Frage der Sterbehilfe. Aufgegriffen wurde von den Zeitungen vor allem
der Gerichtsprozess rund um Erika Preisig und den assistierten Suizid bei psychisch
kranken Personen.

Die mediale Berichterstattung zu sportlichen Themen war im Juni 2019 besonders
intensiv. Dies ist darauf zurlckzufthren, dass in diesem Monat nicht nur das
Eidgendssische Turnfest in Aarau stattfand, sondern auch ein Formel-E-Rennen in Bern
ausgetragen wurde, das bei der Bevolkerung auf Widerstand stiess und anlasslich dem
eine Velo-Demonstration durchgefiihrt wurde. Zudem wurde die durch die Fussball-
Weltmeisterschaft der Frauen ausgeloste Diskussion um die Gleichstellung der
Geschlechter in dieser Sportart ebenfalls von den Schweizer Medien aufgenommen.

Im Parlament wurden bezUlglich Sport zwei Vorlagen zu Sportzentren respektive zu der
Finanzierung ihres Betriebs diskutiert. So nahmen beide Rate eine Motion Engler (cvp,
GR, Mo. 18.4150) an, welche beabsichtigte, dem Bund eine Mitfinanzierungsrolle beim
Trainings- und Wettkampfbetrieb auf Sportanlagen nationaler Bedeutung zukommen zu
lassen. Im Dezember 2019 sagte die kleine Kammer Ja zu einem weiteren Postulat
Engler (Po. 19.4044), das einen Bericht zur Realisierung von drei bis vier
Wintersportzentren anstelle eines nationalen Schneesportzentrums forderte. Silva
Semadeni (sp, GR), die in Vergangenheit eine referendumsfahige Gesetzesgrundlage zur
Bundesmilliarde fur Sion 2026 schaffen wollte, reichte 2018 eine parlamentarische
Initiative ein, um die Unterstiitzung Olympischer Spiele im Allgemeinen einem
fakultativen Referendum zu unterstellen (Pa.lv. 18.445). In einem ersten Schritt gab die
WBK-NR diesem Geschéaft im Juni 2019 Folge. Im Gebiet der Dopingpolitik Gberwies der
Nationalrat eine Motion Bourgeois (fdp, FR; Mo. 19.3667) an den Sténderat, die die
Prifung der Errichtung einer Koordinationsstelle fir Dopingfragen beim Fedpol zum
Gegenstand hatte.

Im Bereich Sozialhilfe interessierten sich die Medien insbesondere fir die Héhe der
Sozialhilfebeitrage, (iber die in verschiedenen Kantonen diskutiert wurde. Als erster
Kanton stimmte Bern im Mai in einer Volksabstimmung Uber entsprechende Kirzungen
ab. Hatte sich das Stimmvolk fur die Revision des Sozialhilfegesetzes ausgesprochen, so
hatte der neue Grundbetrag die Empfehlung der Schweizerischen Konferenz fur
Sozialhilfe (Skos) deutlich unterschritten. Von Bedeutung war dieser Entscheid auch fur
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die anderen Kantone, da man sich vor einem «Domino-Effekt» und «Sozialhilfe-
Tourismus» flrchtete. Gemass Einschatzungen des Tagesanzeigers von Anfang Oktober
verlor die Forderung nach dem Nein in Bern in anderen Kantonen und Stadten an
Unterstitzung. '

Gesundheitspolitik

Der neue Preisiiberwacher Werner Marti ortete die hauptséachlichsten
Transparenzprobleme beziiglich der Kosten im Gesundheitswesen nicht bei den
Krankenkassenprémien, wie dies die kantonalen Sanitatsdirektoren gertgt hatten,
sondern in erster Linie bei den Leistungserbringern, insbesondere bei den Spitélern.
Bei seinen Stellungnahmen zu verschiedenen Tarifanpassungen von Spitalern habe er
feststellen koénnen, dass so bedeutende Parameter wie eine einheitliche
Kostenrechnung,  Leistungsstatistiken,  Betriebsvergleiche und  héaufig auch
Spitalplanungen fehlten. Diese Unterlagen waren aber notig, um die Wirtschaftlichkeit
eines Spitals sowie die Betriebskostenanteile aus Uberkapazitaten beurteilen zu
kénnen. Gemass Marti mussten nun die Kantone selbst die Anstrengungen flir mehr
Transparenz in den Spitalern verstéarken, da hier zweifelsohne ein grosses Sparpotential
vorhanden sei. ?

Im Juli 2019 veroffentlichte der Bundesrat seinen Bericht Gber die Transparenz bei der
Spitalfinanzierung durch die Kantone in Erfillung einer Motion der SGK-SR. Darin sollte
er aufzeigen, welche Kantone ihre Leistungserbringenden direkt oder indirekt bei
Kosten subventionierten, die OKP-berechtigt wéren. Grund daftr war, dass zur
Berechnung der OKP-Tarife diejenigen Spitéler als Referenz herangezogen werden,
welche die Leistungen qualitativ gut und gunstig erledigten. Dadurch werden Spital-
Subventionen relevant fur die OKP-Tarife.

Auf lediglich acht Seiten berichtete der Bundesrat aus der extern bei ECOPLAN Bern in
Auftrag gegebenen Studie. Der Bundesrat betonte die grossen Unterschiede zwischen
den Kantonen bezlglich der Finanzierungsbeitrage fur gemeinwirtschaftliche
Leistungen an die Spitédler, der direkten oder indirekten Finanzierung von
Anlagenutzungskosten oder der Defizitdeckungen. Konkrete Hinweise auf eine
Beeinflussung der tarifermittlungsrelevanten Kosten fand die Studie lediglich bei
Vorhalteleistungen fur den Notfall und bei verglinstigenden Konditionen bei
Anlagenutzungskosten. Dies seien Faktoren, die bei der Tarifbildung berlcksichtigt
wirden, erklérte er. Die Abklarungen der Studie deuteten jedoch darauf hin, dass es
«keinen theoretischen Zusammenhang zwischen Defizitdeckung und den [OKP-
tarifermittlungsrelevanten Kostenl» gebe, erklérte der Bundesrat. Folglich machte er
diesbezuglich auf Bundesebene keinen Handlungsbedarf aus. Er verwies aber auch auf
eine Reihe von Problemen bei der Erarbeitung der Studie, etwa die uneinheitliche
Definition von Begriffen durch die Spitéler oder Kantone, die tiefe Rucklaufquote bei
der Spitalbefragung von 41 Prozent oder die Ubermittiung aggregierter Daten durch
einzelne Kantone und die entsprechend unvollstandige Datenlage. *

Arzte und Pflegepersonal

Erstmals seit fast zwanzig Jahren wiesen 1989 die Ausgaben fiir die stationdre
Behandlung einen kleineren Zuwachs auf (+5.2%) als jene fir die ambulante Behandlung
(+8.1%). Dieser Trend durfte auch auf den zunehmenden Ausbau der Spitex-Betreuung
zurlckzuflihren sein. Anlasslich des 2. Spitex-Kongresses versprach Bundesrat Cotti,
der Bund werde in den nachsten Jahren darauf hinwirken, dass Spitex den ihm
gebluhrenden Stellenwert im Gesundheitswesen erhalt. Dies verlangt auch die Petition
des 1. Spitex-Kongresses, welche nun ebenfalls vom Stédnderat diskussionslos
Uberwiesen wurde. *
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Sozialversicherungen
Krankenversicherung

Im September 2016 veréffentlichte der Bundesrat eine Medienmitteilung, in der er die
Kostenentwicklung in den vier grossten Bereichen im Gesundheitswesen beschrieb.
Diese vier Bereiche seien fur 80 Prozent der Kosten im Bereich der Grundversicherung
verantwortlich. Bei Behandlungen durch Arztinnen und Arzte mit eigener Praxis
verortete er zwischen 2009 und 2015 bei gleich bleibender Anzahl Konsultationen einen
Kostenanstieg um 28 Prozent. Dies erklarte er dadurch, dass immer haufiger
Spezialistinnen und Spezialisten anstelle von Hausarztinnen und Hauséarzten aufgesucht
wirden. Auch im stationédren Bereich seien die Kosten in demselben Zeitraum um 17
Prozent angestiegen, wobei hier insbesondere Behandlungen von Personen Uber 70
Jahren zugenommen hatten. Diese Zunahme kdnne folglich vor allem auf die
Demografie zuruckgeftuihrt werden. Bei den Spital-ambulanten Behandlungen habe die
Zahl der Konsultationen um 34 Prozent zugenommen, weshalb dieser Bereich trotz
gleichbleibender Kosten pro Behandlung die Gesamtkosten stark beeinflusst habe.
Schliesslich seien zwar die Preise von 1'600 Medikamenten reduziert worden, dies habe
aber keine Auswirkungen auf die Pro-Kopf-Medikamentenkosten gehabt, da die
Arztinnen und Arzten stattdessen neue, teurere Produkte verschrieben hatten.
Insgesamt machte der Bundesrat somit die Mengenausweitung im Gesundheitswesen,
die sich medizinisch nicht vollstandig begrinden lasse, als wichtigen Faktor fur die
Kostenentwicklung aus. Um dieses Problem zu bekémpfen, habe das EDI im Rahmen der
Strategie «Gesundheit 2020» Massnahmen erlassen oder sei dabei, diese zu
bearbeiten. Dazu gehoérten etwa die Senkung der Preise kassenpflichtiger Arzneimittel
sowie die Anpassung derer  Vertriebsmargen, die Anpassung der
Hochstvergltungsbetrage der MiGel, die Verbesserung der Bekampfung von
nichtibertragbaren Krankheiten durch eine nationale Strategie sowie eine Erhéhung
der Qualitat der medizinischen Behandlungen. °

Im August 2019 veroffentlichte der Bundesrat den durch das Postulat der SGK-NR
verlangten Bericht zur Anwendung des DRG-Systems. Darin sollte er die Kantone mit
DRG-System, also mit Globalbudget fur Spitéler und Pflegeheime, mit den Ubrigen
Kantonen vergleichen. Der Bericht stitzte sich auf eine Studie des Beratungsbiros
B.S.S. Darin wurden zuerst die Kantone mit DRG-System definiert. Dazu zahlten die
Autorinnen und Autoren die Kantone Genf, Tessin und Waadt, die im Jahr 2017 eine
maximale Vergltung fur die stationaren Spitalleistungen pro Spital vorgegeben hatten,
sowie die Kantone Neuenburg und Wallis, die maximale Leistungsmengen pro Spital
definiert hatten. Genf und Waadt nahmen die Leistungsmengendefinitionen ebenfalls,
jedoch nur unter Einschrankungen vor. Die konkreten Ausgestaltungen hatten jedoch
zwischen den Kantonen deutlich variiert, erkldrt der Bundesrat. Von dieser
Ausgestaltung hénge aber auch die Vereinbarkeit dieser Instrumente mit den Prinzipien
der neuen Spitalfinanzierung ab. Die Kantone mit und ohne DRG-System erreichten
Uberdies die Kosteneindédmmungsziele ahnlich gut; bei beiden entspreche das
Wachstum der spitalstationaren Kosten etwa dem Wachstum des BIP, die Gesamtkosten
héatten jedoch nicht gesenkt werden kénnen. Trotz dieser Ergebnisse ging der
Bundesrat davon aus, dass die Globalbudgets eine kostendéampfende Wirkung haben
kénnten. ¢
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